
4

Schweiz
Dienstag, 7. Juni 2022

Beni Gafner und
Philippe Reichen, Lausanne

Russland stoppt seine Gasliefe-
rungen in immermehr europäi-
sche Länder: zuletzt in die Nie-
derlande und nach Dänemark,
zuvor nach Finnland, Polen und
Bulgarien. Auch die Schweiz be-
zieht russisches Gas und muss
mitVersorgungsschwierigkeiten
rechnen. Seit dem russischenAn-
griff auf die Ukraine sucht der
Bundesrat darum nach anderen
Lieferanten. FinanzministerUeli
Maurer (SVP) führte jüngst in
KatarGespräche überGasimpor-
te. Und Simonetta Sommaruga
möchtemit Deutschland verein-
baren, dassman sich bei bedroh-
licher Knappheit gegenseitig un-
terstützt.

Der Solothurner SVP-Natio-
nalrat Christian Imark bringt nun
eine neue Möglichkeit ins Spiel:
Die Schweiz, die bislang selber
kein Gas fördert, soll ihre eige-
nen Reserven nutzen. Im Mai
reichte Imark eine Interpellation
ein, in der ervomBundesrat aus-
führlicheAuskünfte über das Po-
tenzial von Gasförderung in der
Schweiz verlangt. Imark ist sich
sicher: Einheimisches Gas könn-
te einenwesentlichenBeitrag zur
Versorgungssicherheit leisten.

Tessiner Projekt war
zu wenig profitabel
Dass es auchhierzulandeErdgas-
vorkommen gibt, ist in der brei-
ten Öffentlichkeit nur wenig be-
kannt. Der pensionierte Tessiner
Unternehmer Pietro Oesch ist
überzeugt, dass es möglich und
sinnvoll wäre, diese Vorkommen
zu nutzen. «Im Tessiner Unter-
grund schlummern grosse Erd-
gasvorkommen, die in zwei bis
drei Jahren erschlossen werden
könnten», sagtOesch.«Wirkönn-
ten so viel Erdgas fördern, dass
dergesamte SchweizerBedarf ge-
decktwäre.»Oesch ist überzeugt:
Die Menge würde für die Nach-
frage der kommenden zwei bis
drei Generationen reichen.

Die Probleme mit der Gasför-
derung kennt Oesch freilich aus
eigener Erfahrung. Im Jahr 1998
war er Mitbegründer der Firma
Timetan.Diese erhielt in den Fol-
gejahren vom Kanton Tessin Li-
zenzen, um nach Erdgas zu su-
chen.Die Firma führte seismische
Messungen durch und investier-
te für dieAbklärungen 2,7Millio-
nenFranken.Die Resultatewaren
erfolgversprechend. Ohne Um-
weltschäden könnte Gas direkt
angezapftwerden, lautete derBe-
fund der Abklärungen. Diese be-
legten aber nicht abschliessend,
wieviel Gas tatsächlich gefördert
werden könnte.

Ihr Geld verloren die Leute
hinter der Timetan SA schliess-
lich, denn zurGasförderung kam
es aus finanziellen Gründen bis-
hernie – zu billigwardamals Im-
portgas. Die Firma wurde 2015
aufgelöst.

Umweltschützer
gegen Fracking
Oesch ärgert sich heute noch
über das Scheitern des Tessiner
Förderprojekts. Die Politik, von
der sich Timetan seinerzeit eine
finanzielle Risikogarantie er-
hoffte, sei damals zu kurzsichtig
gewesen. Hätte die Schweiz ihr
eigenes Gas, müsste man heute
nicht fürchten, dass Wladimir

Putin denGashahn zudrehe, sagt
der Unternehmer.

Auch in derWestschweiz gibt
es erhebliche Gasvorkommen,
etwa im Neuenburger Jura oder
imWaadtländer Chablais,wo die
Rhone in den Genfersee fliesst.
In Neuenburgwar die Firma Cel-
tique Energie vor rund zehn Jah-
ren an der Gasförderung inter-
essiert. Konkret verfolgte sie ein
entsprechendes Projekt in Noi-
raigue am Fusse des Creux du
Van. Vertreten wurde die Firma
vom ehemaligen Botschafter
Thomas Borer. Er sagt: «Man
schätzte, dass mit den dortigen
Gasvorkommen der Verbrauch

der ganzen Schweiz während
zehn Jahren gedeckt werden
könnte. Doch der Kantonsrat hat
ein Moratorium verabschiedet,
das Bohrungen auf zehn Jahre
hinaus verbietet.» Er sieht den
Entscheid noch immer kritisch.
«Wir hätten das Gas heute drin-
gend nötig», sagt Borer.

Obschon Celtique Energie
2010 vomKanton eine Konzessi-
on für Probebohrungen bekom-
men hatte, beschloss der Kan-
tonsrat vier Jahre später,Bohrun-
gen mit einem Moratorium zu
verbieten.Auch derNeuenburger
Grüne Fabien Fivaz, der heute im
Nationalrat politisiert, votierte

für einVerbot.Hinter demdama-
ligen Entscheid steht Fivaz noch
heute.Das Schiefergas hättemit-
hilfe von Fracking, dem hydrau-
lischenAufbrechenvonGesteins-
schichten, und Chemikalien aus
dem Boden gelöst und an die
Oberfläche gebracht werden
müssen. Fivaz sagt darum: «In
französischen Grenzgemeinden
wurde durch solche Bohrungen
das Trinkwasser verschmutzt.
Wäre bei uns dasselbe passiert,
wäre das für die Wasserversor-
gung der Städte La Chaux-de-
Fonds und Neuenburg fatal ge-
wesen.»

Bei derWaadtländer Gemein-
de Noville – im Gebiet des Ein-
laufs derRhone in denGenfersee
– wurden gar bereits Probeboh-
rungen bis in eine Tiefe von
4000 Metern gemacht. Dabei
stiess man auf Gas. Das bestätigt
Unternehmer Philippe Petitpier-
re, der an den Bohrungen betei-
ligtwar.Erbetont: «Dievorgefun-
deneGasart hat nichtsmit Schie-
fergas zu tunund erfordert daher
kein Fracking. Sie wird als Tight
Gas bezeichnet.» Diese Art von
Erdgas könne ohne Chemikalien
und Fracking gefördert werden.
Sowieso bestehe «keine Gefahr,
dass die Bohrung mit demWas-
ser des Genfersees in Berührung
kommt», so Petitpierre.

Könnte das Trinkwasser
kontaminiert werden?
Wie in Neuenburg verunmög-
lichte die Politik aber auch in der
Waadt den Gasabbau. Die Grü-
nen setzten imKantonsrat einen
Verbotsartikel für die Förderung
von Erdgas durch. Auch deshalb
konnten das genaue Volumen
und die Qualität des Waadtlän-
der Gases nie abgeklärt werden.

«Das Bohrgebiet liegt direkt
im Rhonedelta und damit in ei-
nem Umweltschutzgebiet», sagt
FDP-Nationalrätin Jacqueline de
Quattro, die zum fraglichen Zeit-
punkt Waadtländer Umweltdi-
rektorinwar.Naturschützer hät-
ten wegen der geografischen
Lage Druck gemacht, auch die
Angst vor Erdbeben habe eine
Rolle gespielt. Gemäss de Quat-
tro konnten die Gesuchsteller
nicht alle Zweifel beseitigen,wo-
nach eine Kontamination des
Trinkwassers drohte.

Trotz Widerständen hat Phi-
lippe Petitpierre die Gasförde-
rung im Genferseegebiet noch
nicht gänzlich abgeschrieben.
Doch in der dicht besiedelten
Schweizwirdman das Risiko ei-
nerTrinkwasserverschmutzung
nie leichtfertig eingehen.Damag
das Gasvorkommen noch so
gross und die Energiesituation
noch so dramatisch sein.

Schweiz sitzt auf grossen Gasreserven
Rohstoff im Boden Unter dem Südtessin, dem Genfersee und dem Juramassiv
gibt es Erdgasvorkommen. Nun werden Forderungen laut, diese Reserven zu nutzen.

Steigende Preise: Eine Erdgas-Messstation in Pomy bei Yverdon VD. Foto: Jean-Christophe Bott (Keystone)
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Vier Förderprojekte für Gas

«Wir könnten so
viel Erdgas fördern,
dass der gesamte
Schweizer Bedarf
gedeckt wäre.»
Pietro Oesch
Tessiner Unternehmer

Konjunktur Das Leben in der
Schweizwird durch den Krieg in
der Ukraine teurer, insbesonde-
reweil die Energiepreise steigen.
Bundesrat Guy Parmelin sieht
deshalb die Sozialpartner in der
Pflicht. Sie müssten über Lohn-
erhöhungen verhandeln. Diesen
Gesprächen zwischen Arbeitge-
bern und Gewerkschaften solle
der Staat nicht vorgreifen, sagte
derWirtschaftsminister in einem
Interview mit dem «Sonntags-
Blick». «Der Bund kann aber ge-
gebenenfalls zum Beispiel bei
den Ergänzungsleistungen oder
anderen Leistungen fürHaushal-
te mit kleinerem Einkommen
Korrekturen vornehmen.»

Es sei durchausmöglich, dass
mit den neuen, am Freitag be-
schlossenen Sanktionen die
Energiepreise nochmals stiegen.
Man könne versuchen, die Ener-
gieversorgung zu diversifizieren.
Aber eine fixfertige Lösung habe
derzeit niemand in Europa, so
Parmelin. Der Bund habe nur ei-
nen beschränkten Einfluss auf
die Energiepreise. «Was wir alle
machen können, ist, sparsammit
der Energie umzugehen.»

Beiweiter steigendenEnergie-
preisen könne es auch sein, dass
der Bund für gewisse Branchen
Stützungsmassnahmen insAuge
fassen müsse, sagte Parmelin.
Dafür sei es aber noch nicht der
richtigeMoment. «Wir sind nicht
an diesem Punkt.» (sda)

Parmelin fordert
höhere Löhne
wegen Inflation

Ukraine-Krieg Nur ein kleinerTeil
der Unterkünfte, die Flüchtlin-
gen aus der Ukraine von Privat-
personen angeboten worden
sind, ist bisher belegt. Laut
«SonntagsZeitung» haben sich
24’000 Schweizer bei der Kam-
pagnenorganisation Campax re-
gistriert, um eine Unterkunft an-
zubieten. Sie haben Platz für
57’000 Menschen. Die meisten
Zimmer, Wohnungen und Häu-
ser sind bis heute leer geblieben.
Campax konnte bis heute erst
4500 Flüchtlinge vermitteln.
Zahlreiche Flüchtlinge leben seit
Wochen in Kollektivunterkünf-
ten wie Bundesasylzentren, Zi-
vilschutzanlagen und ehemali-
genTruppenunterkünften. Eini-
ge Kantone kooperieren wenig
oder nicht. (sda)

Viele freie Plätze
für Flüchtlinge
bei Privaten

Neutralität FDP-Präsident Thier-
ryBurkartwill nach den jüngsten
DiskussionenüberdieWaffenex-
porte das Kriegsmaterialgesetz
ändern. Länder, die dieWerte der
Schweiz teilen und über ein ver-
gleichbares Regime für Export-
kontrollenverfügen, sollen keine
Erklärung mehr unterzeichnen
müssen, wenn sie Waffen in der
Schweiz kaufenund anDrittstaa-
ten liefern. Burkart wird nächste
Woche im Parlament gemäss
«SonntagsZeitung» eine entspre-
chendeMotion einreichen.Erbe-
tont aber auch, dass direkteWaf-
fenlieferungen an Krieg führen-
de Parteien für ihn weiterhin
nicht infrage kämen. Ein solcher
Schritt wäre aus seiner Sicht ein
Bruch mit der Neutralität. (sda)

FDP-Chef will
Waffenexporte
vereinfachen

5

Schweiz
Dienstag, 7. Juni 2022

Das Strafverfahren wegen Ge-
heimtreffen zwischen den Spit-
zen derBundesanwaltschaft und
des Weltfussballverbands wird
ausgedehnt.Neben dem ehema-
ligen Bundesanwalt Michael
Lauber und dem amtierenden
Fifa-Chef Gianni Infantino und
zweiweiteren Beschuldigten gibt
es zwei neue Verdächtige. Ge-
mäss Informationen dieser Re-
daktion sind dies der frühere
Fifa-Chefjurist Marco Villiger
sowie der ehemalige Leiter der
BekämpfungvonWirtschaftskri-
minalität bei der Bundesanwalt-
schaft, Olivier Thormann.

Beide waren vor rund fünf Jah-
ren anmindestens einem der in-
formellenTreffen der Spitzen der
beiden Organisationen anwe-
send. Für alle Beschuldigten gilt
die Unschuldsvermutung.

Die Ausdehnung des Verfah-
rens aufThormann ist pikant: Der
Ex-Fussball-Chefermittler des
Bundes amtet heute als Bundes-
strafrichter. Er ist damit ausge-
rechnet an jenem Gericht tätig,
dass die Fussball-Fälle beurteilt,
die erbei derBundesanwaltschaft
initiiert hatte. Dies hat zur Folge,
dass er in zahlreichen Verfahren
in den Ausstand treten muss.

Pikant ist auch, dass das Verfah-
ren jetzt ausgedehnt wird: Diese
Woche muss Richter Thormann
als Zeuge am eigenen Gericht er-
scheinen – dies im Betrugsver-
fahren gegen Ex-Fifa-Präsident
Sepp Blatter und Ex-Uefa-Präsi-
dent Michel Platini. Thormann
hatte einst persönlich die Ermitt-
lungen gegenBlatter geführt und
soll nun Aufschluss darüber ge-
ben,wie es zu der Untersuchung
gekommenwar.

Insbesondere Michel Platini
vermutet, dass die Geheimtref-
fen zwischen Bundesanwalt-
schaft und Fifa dazu dienten, ihn

aus dem Rennen zu nehmen für
die Nachfolge von Blatter. Von
seinem eigenen Richter als Zeu-
gen erhofft sich das Bundesstraf-
gericht Aufklärung in der Frage,
ob es eine solche Verschwörung
gab oder nicht. Doch nun könn-
te Thormanns Aussagebereit-
schaft eingeschränkt sein. Als
Beschuldigter in einemverwand-
ten Verfahren hat er das Recht,
das Zeugnis zu verweigern.

Déjà-vu für Thormann
Thormann bestätigt, dass gegen
ihn ein Strafverfahren läuft, will
sich abernichtweiteräussern.Be-

reits in seinerZeit alsWirtschafts-
kriminalitätschef wurde gegen
ihn einBestechungsverfahren er-
öffnet – wegen informeller Kon-
takte zu Fifa-Chefjurist Villiger.
Diese Untersuchung endete er-
gebnislos. Thormann hatte ge-
mäss der Einstellungsverfügung
zwar in SMSund in gemeinsamen
Nachtessen mit dem Fifa-Mann
die erforderlicheDistanz undUn-
parteilichkeit vermissen lassen,
aber sich nicht strafbar gemacht.
Sonderermittler Ulrich Weder
verzichtete auf eine Anklage.

Derselbe Ulrich Weder führt
nun alsAusserordentlicher Bun-

desanwalt auch das Strafverfah-
renwegen derGeheimtreffen. Es
stehen sich also derselbe Staats-
anwalt und derselbeVerdächtige
erneut gegenüber. Und es geht
sogar inhaltlich um einen sehr
ähnlichenGegenstand.Allerdings
darf die Justiz nicht zweimal ge-
gen denselben Beschuldigten in
derselben Sache vorgehen. Dies
kann fast nichts anderes bedeu-
ten, als dass andere Verdachts-
elemente aufgetaucht sind. We-
der wollte sich zum laufenden
Verfahren nicht äussern.

Thomas Knellwolf

Er war bei Geheimtreffen dabei, jetzt wird gegen Bundesstrafrichter ermittelt
Fifa-Affäre Gegen den früheren Staatsanwalt und Fifa-Ermittler Olivier Thormann läuft ein Strafverfahren.

Alessandra Paone

Lehrerinnen und Lehrer gesucht!
DiewiederkehrendenAufrufe der
Schulen – in diesem Jahr sind sie
lauter,verzweifelterauch.Die Job-
portale der kantonalen Verwal-
tungen sindvollmit offenenStel-
len, die ab August noch besetzt
werden müssen. In einigen Kan-
tonen sind es mehrere Hundert.

Die Not ist gross. Und zwar in
fast allen Kantonen,wie der Prä-
sident des SchweizerSchulleiter-
verbands, Thomas Minder, sagt.
Als Gründe nennt er unter ande-
rem die steigenden Schülerzah-
len, aber auch die Pensionierung
der Babyboomer-Generation.
Minder ist selbst Schulleiter in
Eschlikon imThurgau. In seinem
Kanton sind zurzeit 75 Stellen für
ein Pensum von 50 bis 100 Pro-
zent offen; imKantonAargau sind
es 392.Amstärksten sei derMan-
gel im Kanton Bern spürbar, sagt
Minder.

Gemäss der Berner Bildungs-
direktion waren Ende Mai total
402 Stellen ausgeschrieben, da-
von 233 unbefristet und 169 be-
fristet. Weil die Lage derart
angespannt ist, umwerben die
Behörden auch Pensionierte,
Kulturschaffende und Studieren-
de. Eine pädagogische Ausbil-
dung ist längst nichtmehr zwin-
gend. Was dem Lehrerverband
Schweiz (LCH) gar nicht gefällt.

Das hohe professionelle Ni-
veau des Berufsmüsse geschützt
und anerkanntwerden, sagt des-
sen Präsidentin Dagmar Rösler.
«Wenn Quereinsteiger Schnell-
bleichen erhalten, Klassenassis-
tenzen pädagogische Aufgaben
ausführen oder gänzlich unqua-
lifizierte Personen als Lehrerin-
nen oder Lehrer eingestellt wer-
den, schwächt dies das Ansehen
des Berufs und die Qualität des
Unterrichts.»

Zur Not geht es auch
ohne Ausbildung
RalphFrantzen ist Schulleiterund
Klassenlehrer in Büetigen im
KantonBernund seit über30 Jah-
ren als Lehrer tätig.Der 54-Jähri-
ge sucht für seine Schule eben-
falls eine Lehrperson, die ab Au-
gust die fünfte und sechste
Klasse unterrichtet. Die Schüle-
rinnenundSchülerhabendas In-
serat für die offene Stelle selbst
geschrieben und gestaltet –Tele-
Bärn hat darüber berichtet. Ge-
bracht hat es aberwenig.Die Stel-
le sei seit Februarausgeschrieben,

doch bis jetzt habeman nieman-
den finden können, sagt Frant-
zen. «Oder niemand Brauchba-
res.» Denn jemand ohne Ausbil-
dung kommt für ihn als
Klassenlehrperson nicht infrage
– noch nicht. Er sagt: «Wir brau-
chen gut ausgebildete Fachkräf-
te und keine Kinderbetreuer.»

Der Kanton Zürich erlaubt für
das kommende Jahr ebenfallsAn-
stellungenvon nicht ausgebilde-
tem Personal. Auch dort ist die
Situation prekär.Auf demkanto-
nalen Stellenportal waren Ende
letzten Monats 648 Stellen aus-
geschrieben.

Der Lehrermangel besteht be-
reits seit mehreren Jahren und
spitzt sich weiter zu. «Wir haben
in den letzten Jahren immerwie-
der darauf hingewiesen, die Po-
litik hat den Lehrermangel aber
zu wenig ernst genommen und
unsere Einwände als Jammern
abgetan», sagt LCH-Präsidentin
Rösler.

Für Schulleiter und Lehrerin-
nen ist klar: Damit junge Leute

den Lehrerberuf wählen und ih-
ren Job nicht bereits nach weni-
gen Jahren hinschmeissen,müs-
se er attraktiverwerden.

Der Lohn spielt dabei eine
wichtige Rolle. Lehrerinnen und
Lehrer verdienten rund 20 Pro-
zentweniger als Personen,die ei-
nenBeruf in derPrivatwirtschaft
mit ähnlichen Anforderungen
ausübten, sagt Rösler. Sie bezieht
sich dabei auf Studien des LCH,
die allerdings umstritten sind.
Stefan Denzler, stellvertretender
Direktorder schweizerischenKo-
ordinationsstelle fürBildungsfor-
schung, stellte etwa fest, dass Pri-
marlehrer imVergleich zu Perso-
nen mit einem dreijährigen
Fachhochschulstudium «sehr
gut» dastünden.

Röslerweist auch auf die gros-
sen kantonalen Unterschiede bei
den Salären hin. Tatsächlich gibt
es zumBeispiel aufKindergarten-
stufe zwischen dem Kanton mit
dem niedrigsten (Graubünden)
und jenemmitdemhöchstenEin-
stiegslohn (Luzern) einen Unter-

schied von jährlich 21’000 Fran-
ken. Auf Primarstufe beträgt die
Differenz zwischen dem tiefsten
(Neuenburg) und dem höchsten
Maximallohn (Zürich) gar rund
44’000 Franken. Auf Sek-Stufe
sieht das Bild zwar etwas ausge-
glichener aus, aber auch dort gibt
es kantonale Unterschiede von
mehreren Tausend Franken.

Kantonemüssen Geld
in die Hand nehmen
Die grossen Lohnunterschiede
führen dazu, dass Lehrpersonen
in besser zahlende Kantone ab-
wandern. «Man kann es ihnen
nicht verübeln», sagt der Büeti-
ger Schulleiter Ralph Frantzen.
ImKantonBernverdient eine Pri-
marlehrerin frisch abAusbildung
rund 5400Frankennetto proMo-
nat, im Nachbarkanton Solo-
thurn einige Hundert Franken
mehr. Er selbst bezieht in seiner
Funktion als Schulleiter und
Klassenlehrer mit 33 Jahren Be-
rufserfahrung einNettomonats-
einkommen von 7780 Franken.

Die Gestaltungs- und Entschei-
dungsfreiheit der Lehrpersonen
ist einweiterer Punkt. Carl Boss-
ardwarGründungsrektor derPä-
dagogischen Hochschule Zug;
heute leitet er Weiterbildungen
und berät Schulen. Er sagt: «Der
Fokus an den Schulen liegt häu-
fig zu stark auf derOrganisation
des Unterrichts.» Entscheidend
sei derKernauftragmit den Lern-
prozessen. Hier müsse das
Schwergewicht liegen.

Bossard fällt zudem auf, dass
an Pädagogischen Hochschulen
heute nicht seltenvermitteltwer-
de, der Lehrberuf könne zu Be-
ginn nur inTeilzeit geleistetwer-
den,weil er zu anspruchsvoll sei.
«Diese Botschaft ist fatal», sagt
er. Eine solche Sicht auf den Un-
terricht sollte nicht vermittelt
werden.

Geht es nach den Berufsver-
bänden, steht nun die Politik in
der Pflicht. «Es ist höchste Zeit,
wirksame Massnahmen zu er-
greifen, die auchmitMehrkosten
verbunden sein werden», sagt

LCH-Präsidentin Rösler.Konkret:
Es braucht Geld. Die Botschaft
scheint angekommen zu sein –
auch über das lehrernahe links-
grüne Lager hinaus. In vielen
Kantonenwurden politischeVor-
stösse zum Thema eingereicht.

ImAargau etwa überwies der
Grosse Rat im Januar diskussi-
onslos ein Postulat, das ein Mo-
nitoring zurAnzahl ungenügend
qualifizierter Lehrpersonen an
Schulen verlangt. Der LCH hat
die Kantonalsektionen aufgeru-
fen, ähnlich lautende Vorstösse
in weiteren Kantonen zu lancie-
ren. In Appenzell Ausserrhoden,
Glarus und Solothurn sind sol-
che geplant oderwurden bereits
eingereicht.

Wie viele Stellen bis August
noch besetzt werden können, ist
schwer zu sagen. Der Büetiger
Schulleiter Frantzen sagt: «Man
wird nach den Sommerferien sa-
gen,das Problemgelöst zu haben
– ohne zu erwähnen, dass dies
mit unqualifizierten Schnellbe-
setzungen erfolgt ist.»

Es fehlen Tausende Lehrerinnen und Lehrer
Mangel spitzt sich zu In zwei Monaten startet das neue Schuljahr und viele Schulen suchen händeringend nach Lehrkräften.
Lücken werdenmit «unqualifizierten Schnellbesetzungen» gestopft. Nun reagierenmehrere Kantone mit politischen Vorstössen.

Im Kanton Aargau sind zurzeit fast 400 Stellen für Lehrkräfte ausgeschrieben: Primarschule in Suhr. Foto: Christian Beutler (Keystone)


